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München/Peking – In China soll das mit
Abstand größte Chemieunternehmen der
Welt entstehen. Derzeit verhandeln Insi-
dern zufolge die beiden Konzerne Sino-
chem und Chem-China eine Fusion. Ge-
meinsam kämen sie auf einen Jahresum-
satz von etwa 100 Milliarden Dollar – das
wäre deutlich mehr als BASF; die Deut-
schen sind bislang der weltweite Marktfüh-
rer. Treibende Kraft hinter der Transakti-
on sei die Regierung in Peking, berichtet
die Financial Times. Die Fusion der beiden
Staatsunternehmen soll im kommenden
Jahr umgesetzt werden.

In der Chemiebranche hat es zuletzt
mehrere aufsehenerregende Fusionen ge-
geben. So gehen die beiden US-Konzerne
Dow Chemical und Dupont zusammen, die
EU-Kommission in Brüssel hat die Fusion

unter Auflagen genehmigt. Der deutsche
Bayer-Konzern will den umstrittenen ame-
rikanischen Saatguthersteller Monsanto
für 66 Milliarden Dollar übernehmen.
Chem-China selbst kauft derzeit den
Schweizer Agrarkonzern Syngenta für
43 Milliarden Dollar. Ein Zusammen-
schluss von Sinochem und Chem-China
würde all das aber in den Schatten stellen.

Schon länger hatte es Spekulationen
über eine Fusion der beiden Staatsunter-
nehmen gegeben, die Konzerne hatten et-
waige Pläne bislang jedoch stets zurückge-
wiesen. Offenbar wollte man in Peking erst
abwarten, bis alle notwendigen Genehmi-
gungen für den Kauf von Syngenta vorlie-
gen. Eine vorzeitige Fusion von Chem-Chi-
na und Sinochem hätte womöglich zu ei-
nem Scheitern der Syngenta-Übernahme

führen können. Im schlimmsten Fall hätte
Peking eine Vertragsstrafe von drei Milliar-
den Dollar in die Schweiz überweisen müs-
sen. Nun haben die Syngenta-Aktionäre
das Angebot angenommen, bis zum 7. Juni
soll der Zukauf abgeschlossen sein. Es ist
die größte Auslandsübernahme eines
chinesischen Unternehmens.

Die Führung in Peking hat in den vergan-
genen Jahren mehrere große Fusionen
durchgedrückt. Entstanden sind so etwa
die Reederei Cosco oder der weltgrößte
Zughersteller CNR-CSR, mit deutlichem
Abstand vor Siemens oder Alstom. Auch in
der Stahlbranche gab es Zusammenschlüs-
se. Die Volksrepublik arbeitet offen daran,
in etlichen Industriebereichen die Welt-
marktführerschaft zu erreichen. Neben
der Bahntechnik will China auch bei Elek-

troautos, der Medizintechnik und in der
Pharma- und Chemieindustrie künftig füh-
rend sein. In der vergangenen Woche absol-
vierte zudem das erste große, in China ge-
baute Verkehrsflugzeug seinen Jungfern-
flug. Damit wollen die Chinesen gegen Air-
bus und Boeing antreten.

Viele der Fusionen werden nicht nur
zum Senken der Kosten vorangetrieben,
sondern auch, um künftig nicht mehrere
staatliche Anbieter zu haben, die sich ge-
genseitig Konkurrenz machen. Zudem
geht es um kartellrechtliche Bedenken: Da
die meisten Staatskonzerne bislang nur
wenig im Ausland aktiv sind, können die
Wettbewerbsbehörden in Europa und den
USA die Fusionen nicht verhindern. In ein
paar Jahren wäre das möglicherweise aber
anders. c. busse, c. giesen � Seite 4

Kiel – Nach der Landtagswahl in Schleswig-
Holstein setzen die Nord-Grünen auf die
Bildung einer klassischen Ampel-Koaliti-
on mit SPD und FDP. „Bei uns in der Frakti-
on gibt es keine Stimmen pro Jamaika“,
sagte Fraktionschefin Eka von Kalben am
Dienstag am Rande einer Fraktionssitzung
mit Blick auf ein gemeinsames Bündnis
mit CDU und FDP. Die FDP schließt eine
Ampel unter Führung von Torsten Albig
(SPD) aus. sz � Seite 5

Ramallah – Palästinenserpräsident Mah-
mud Abbas empfängt in zwei Wochen Do-
nald Trump in den Palästinensergebieten.
Er habe dem US-Präsidenten versichert,
dass er bereit sei, den israelischen Regie-
rungschef Benjamin Netanjahu unter
Trumps „Schirmherrschaft zu treffen, um
Frieden zu schließen“, sagte Abbas. Im Nah-
ost-Friedensprozess herrscht seit Jahren
Stillstand. Der letzte Vermittlungsversuch
der USA war 2014 gescheitert. sz � Seite 8

Berlin – Im Bundestag wird ein Spielzim-
mer für Kinder von Abgeordneten einge-
richtet. Wenn im Plenum spätabends de-
battiert oder abgestimmt wird, betreuen
Erzieher darin von 17 bis 21 Uhr den Nach-
wuchs. Die Vizepräsidenten des Bundesta-
ges haben dafür ihr Zimmer neben dem Ple-
narsaal aufgegeben. Donnerstag nächster
Woche startet der Testlauf. Die Initiative
„Eltern in der Politik“ hatte sich für das
Spielzimmer eingesetzt. from  � Seite 5

Karlsruhe – Bausparkassen dürfen keine
Kontogebühren verlangen – zumindest
von dem Zeitpunkt an, da der Kunde nicht
mehr anspart, sondern sein Darlehen ab-
ruft. Das hat der Bundesgerichtshof am
Dienstag entschieden. Verbraucherschüt-
zer hatten gegen die Bausparkasse Bade-
nia geklagt, weil deren Gebühren die Kun-
den benachteiligten. Betroffene Bausparer
können nun ihre gezahlten Kontogebüh-
ren zurückverlangen. sz � Wirtschaft

„Praktisch und diskret“, „mit vielen mög-
lichen Vorteilen für den Anwender“ – die
Beschreibung der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO klingt ein wenig so, als wür-
de hier ein Kosmetikprodukt vorgestellt.
Tatsächlich empfiehlt die Behörde mit
diesen Worten neuerdings einen HIV-
Test für den Hausgebrauch. In einigen
Ländern, darunter sind die USA und Groß-
britannien, ist es bereits jetzt möglich, in
der eigenen Wohnung zu erkunden, ob
man sich mit dem Erreger der Immun-
schwächekrankheit angesteckt hat. Nun
erwägt auch das Bundesgesundheits-
ministerium, solche Tests zuzulassen.

Deren Anwendung ist in der Tat recht
einfach. Voraussetzung ist, dass die mögli-
che Infektion mindestens acht Wochen zu-
rückliegt. Diese Zeit braucht der Organis-
mus, um jene Antikörper zu bilden, auf
die der Test reagiert. Ein wenig Speichel
oder ein Tropfen Blut genügen für die
Heimdiagnose, nach etwa 15 bis 30 Minu-

ten kann das Ergebnis abgelesen werden.
„Das funktioniert im Prinzip nicht viel an-
ders als ein Schwangerschaftstest“, sagt
Hans Jäger, der in München eine Schwer-
punktpraxis für HIV-Infizierte betreibt.

Ein wenig komplizierter ist dafür der
Umgang mit dem Ergebnis. Ein negativer
Befund bedeutet zwar Entwarnung. Ein
positives Ergebnis dagegen heißt nicht
zwangsläufig, dass sich der Anwender
infiziert hat. Um eine endgültige Diagno-
se zu bekommen, muss er sich beim Arzt
einem exakteren Test unterziehen.

Hinzu kommt die Frage, wie man mit
dem Hinweis auf eine schwere Erkran-
kung umgeht, wenn man damit allein auf
der heimischen Couch sitzt. Ist die Situati-
on psychisch nicht zu belastend? Jäger

begegnet in seiner Praxis immer wieder
Patienten, die sich den Test im Ausland
oder über das Internet besorgt haben. Er
beobachtet bei ihnen, dass ein positives
Ergebnis längst keine Panik mehr aus-
löst. Auch die deutsche Aids-Hilfe hat ihre
früheren Bedenken revidiert. Sie verweist
auf die Erfahrungen aus anderen Län-
dern: Berichte über psychische Krisen
angesichts des Testergebnisses habe es
dort nicht gegeben. Als Hilfsangebot
könnten zudem die Telefonnummern
seriöser Beratungsstellen auf die Testpa-
ckungen gedruckt werden.

Eine HIV-Infektion ist heute kein To-
desurteil mehr. Mit modernen Medika-
menten haben die Patienten eine annä-
hernd normale Lebenserwartung. „Sie ste-

cken auch niemanden mehr an, wenn sie
die Medikamente regelmäßig nehmen“,
sagt Jäger. Doch um die rettenden Mittel
zu erhalten, müssen die Patienten erst ein-
mal wissen, dass sie infiziert sind. Nach
Schätzungen des Robert-Koch-Instituts
leben in Deutschland derzeit etwa 85 000
Männer und Frauen mit dem Virus; mehr
als 12 000 von ihnen könnten keine Ah-
nung von der Infektion haben.

Doch selbst in den Arztpraxen werde
viel zu selten getestet oder auch nur über
HIV gesprochen, sagt Jäger. Und wenn
schon der Arzt das Thema scheut, wird
der Patient nicht unbedingt offensiv
einen HIV-Test einfordern. Vor diesem
Hintergrund hält der Mediziner den Heim-
test für eine sinnvolle Ergänzung zu den
bereits jetzt bestehenden Diagnosemög-
lichkeiten in Praxen und Gesundheits-
ämtern. Mehr noch, sagt Jäger: „Die Über-
legungen des Ministeriums sind überfäl-
lig“. berit uhlmann

Seine erste Rede im Ausland als Ex-Präsident hat Barack Obama (hier beim Verlassen seines Hotels) in Mailand gehalten. Er war Eh-
rengast bei „Seeds & Chips“, einem internationalen Kongress zur Förderung gesunder Ernährung – ein Anliegen, das Obama wäh-
rend seiner Amtszeit besonders am Herzen lag. Vor wenigen Tagen hatte er für einen Redeauftritt an der Wall Street 400 000 Dollar
erhalten. Ob auch die Mailänder Ansprache bezahlt ist, war zunächst unklar. FOTO: BAZZI/EPA/REX/SHUTTERSTOCK � Wirtschaft

von christoph hickmann
und georg mascolo

Berlin – Der Fall des terrorverdächtigen
rechtsextremen Bundeswehroffiziers wei-
tet sich aus. Die Ermittler nahmen am
Dienstag einen weiteren Soldaten fest. Die
Bundesanwaltschaft verdächtigt ihn, ge-
meinsam mit dem vor knapp zwei Wochen
festgenommenen Oberleutnant und ei-
nem ebenfalls inhaftierten mutmaßlichen
Komplizen Anschläge auf Politiker und
weitere Personen geplant zu haben, um
dann den Verdacht auf Flüchtlinge zu len-
ken. Der Ermittlungsrichter des Bundesge-
richtshofs ordnete Untersuchungshaft an.

Nach Informationen von Süddeutscher
Zeitung, NDR und WDR hatte der Militäri-
sche Abschirmdienst (MAD) im Jahr 2015
schon einmal gegen den nun festgenom-

menen Maximilian T. ermittelt. Damals
sollte er laut Ermittlerkreisen beim Be-
such eines Clubs einen Gesprächspartner
zu Aktivitäten gegen Flüchtlinge ermun-
tert haben. Der Vorfall wurde gemeldet,
der MAD nahm Ermittlungen auf, stieß
aber offenbar auf keine weiteren Anhalts-
punkte, die den Verdacht erhärteten. So
stand Aussage gegen Aussage, zudem sei-
en die Beteiligten stark alkoholisiert gewe-
sen, hieß es. Die Akte wurde geschlossen.

Nun steht die Frage im Raum, wie groß
die Gruppe möglicher Gesinnungsgenos-
sen innerhalb der Truppe ist. Bislang ermit-
telt die Bundesanwaltschaft allerdings
nicht wegen Bildung einer terroristischen
Vereinigung, sondern wegen der Vorberei-
tung einer schweren staatsgefährdenden
Gewalttat. Nach Erkenntnissen der Bun-
desanwaltschaft plante das Trio Anschläge

auf Personen, „die sich für eine aus Sicht
der Beschuldigten verfehlte Politik in Aus-
länder- und Flüchtlingsangelegenheiten
engagieren“. Mögliche Opfer hatten die Ver-
dächtigen auf einer Liste notiert, auf der
sich unter anderem Justizminister Heiko
Maas (SPD) und der ehemalige Bundesprä-
sident Joachim Gauck befanden.

Die Ausführung sollte laut Bundesan-
waltschaft der vor knapp zwei Wochen fest-
genommene Oberleutnant Franco A. über-
nehmen. Um den Verdacht auf Flüchtlinge
zu lenken, habe er sich eine zweite Identi-
tät als syrischer Asylbewerber zugelegt. In
dieser Rolle bezog er Leistungen, die er
„zum Teil bei den örtlichen Behörden per-
sönlich abholte“, so die Ermittler. Zum Teil
soll Maximilian T. die Abwesenheiten von
Franco A. gedeckt haben, indem er ihn bei
Vorgesetzten entschuldigte. Einer der bei-

den Soldaten soll eine Beziehung mit der
Schwester des anderen geführt haben.

Bei dem ebenfalls vor knapp zwei Wo-
chen festgenommenen Studenten Mathias
F. hatten die Ermittler unter anderem 1000
Schuss Munition gefunden, die zum größ-
ten Teil aus Bundeswehrbeständen stam-
men. Dazu passt die Zeugenaussage eines
Soldaten aus Augustdorf. Demnach hat ein
Offizier der Einheit angegeben, dass er von
einer Gruppe von Soldaten wisse, die Waf-
fen und Munition beiseiteschaffen wür-
den, um im Fall eines Bürgerkriegs auf der
vermeintlich richtigen Seite zu kämpfen.
Hierbei bezog er sich auf den Standort Ill-
kirch, wo sowohl A. als auch T. stationiert
waren. Allerdings passt die Munition bis-
lang nicht zu der Waffe, die sie sich laut
Bundesanwaltschaft „zur Vorbereitung
des Angriffs“ beschafften. � Seite 4
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Abbas bereit zu
Treffen mit Netanjahu

Berlin – Die Bundesregierung will die
Sanktionen gegen Nordkorea verschärfen.
Grund seien „die permanenten nuklearen
Drohgebärden, die uns große Sorgen ma-
chen“, erklärte das Auswärtige Amt. Nach
Informationen von Süddeutscher Zeitung,
NDR und WDR zielen die Sanktionen dar-
auf ab, der Botschaft Pjöngjangs in Berlin
das Erwirtschaften von Devisen zu untersa-
gen. Das Auswärtige Amt stimmt derzeit
mit dem Kanzleramt, dem Justiz- und Wirt-
schaftsministerium entsprechende Maß-
nahmen ab. Es wird erwartet, dass diese
bald umgesetzt werden. Konkret soll der
Betrieb eines Hostels und eines Kongress-
zentrums untersagt werden, die seit Jah-
ren auf dem Gelände der nordkoreani-
schen Botschaft in der Mitte Berlins betrie-
ben werden. Die Botschaft hat diese offen-
bar im Jahr 2004 an zwei Betreiber vermie-
tet und soll so monatlich fünfstellige Beträ-
ge erzielen. Nordkoreanische Botschaften
spielen weltweit eine entscheidende Rolle,
die seit Jahren verhängten Finanzsanktio-
nen zu unterlaufen. col  � Seite 2

Dichte Wolken bringen im Nordosten noch
gebietsweise Regen. Im Westen und Süden
bleibt es trocken mit viel Sonnenschein.
Temperaturen von neun Grad an der Ost-
see bis 21 Grad am Oberrhein. � Seite 15
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Richter kippen Gebühren
für Bauspardarlehen

HIV-Test aus der Hausapotheke
Regierung erwägt, neues Diagnose-Verfahren zuzulassen

Ciao, Barack

Weiterer Soldat unter Terrorverdacht
Bundesanwaltschaft nimmt Bundeswehr-Kameraden von Oberleutnant Franco A. fest.

Gegen ihn ermittelte der MAD bereits 2015, doch die Akte wurde geschlossen

Xetra 17 Uhr
12759 Punkte

N.Y. 17 Uhr
21030 Punkte

17 Uhr
1,0903 US-$

China plant weltgrößten Chemiekonzern
Peking will zwei Staatsunternehmen verschmelzen und so den bisherigen Marktführer BASF beim Umsatz weit übertreffen
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Sanktionen
gegen Nordkorea

Bundesregierung will Betrieb
eines Hostels in Berlin untersagen

(SZ) Oh, là, là und abermals oh, là, là! Un-
abhängig davon, ob die Franzosen, unsere
lieben Nachbarn, den Vorgang auch so oh-
là-là-mäßig finden, sind wir überwältigt
davon, wie schnell und schwer witzig die
Medien auf die Tatsache reagiert haben,
dass Bundeskanzlerin Angela Merkel und
Emmanuel Macron unmittelbar nach des-
sen Wahlsieg telefonierten und „den Geist
der traditionell engen deutsch-französi-
schen Freundschaft“ (Regierungssprecher
Seibert) aus der Flasche ließen. Die Hörer
waren noch nicht richtig aufgelegt, als die
Leute schon drangingen, die Namen Mer-
kel und Macron danach abzuklopfen, ob
sich daraus ein Kofferwort nach Art von
„Merkozy“ bilden ließe. Darin waren Mer-
kel und Sarkozy symbiotisch vereint, und
die Konkurrenzwörter „Sarkel“ und „Sar-
kokel“ hatten dagegen nicht die kleinste
Chance. Noch ist der aktuelle Verschmel-
zungsvorgang nicht abgeschlossen, noch
die Glocke nicht gegossen, aber dass es auf
„Mercron“ hinauslaufen könnte, nimmt
man allgemein stark an. Die Kritik daran
ist freilich ebenfalls schon hellwach. Man
findet, dass das vorangestellte „Mer-“ ge-
eignet sei, die deutsche Dominanz in Euro-
pa zu stärken. Anerkannt wird, dass das
„c“ in der Wortmitte, ein originäres Ele-
ment aus dem Namen „Macron“, das „k“ in
„Merkel“ wohltätig französisiere und inso-
fern als ein neues Friedens- und Freund-
schaftszeichen einzuschätzen sei.

Den Prozess, der Kofferwörter hervor-
bringt, nennen die Fachleute Kontaminati-
on. Das klingt gefährlicher, als es ist, mag
es gleich für die Sprache nicht ganz unge-
fährlich sein, wenn sich in ihr ständig die
bizarrsten Wortgewitter entladen. Hein-
rich Heine hat mit seinem legendären Ad-
verb „famillionär“ das Tor zu derlei Wort-
spielen weit aufgestoßen, Richard Wagner
ist mit dem „Meisterstückwerk“ hindurch-
geschritten, und wer sich nicht festlegen
will, hat dafür mit „jein“ eine Wendung zur
Hand, die lächelnd akzeptiert wird. In der
Werbung hat man, wen wundert’s, ein be-
sonders starkes Faible für aufmerksam-
keitserregende, den „Fairkauf“ fördernde
Kofferwörter, ein Faible, das bei Friseuren
mehr als bei anderen vorherrscht: „Haar-
mony“, „Wellkamm“, „Vorhair & Nachhair“
und so fort. Und dann natürlich „Brange-
lina“ für Brad Pitt und Angelina Jolie, gott-
lob haben die zwei sich getrennt.

Zu diesbezüglichem Spitzenspott reicht
es in der Politik selten, da muss man bis zu
Münchens früherem Oberbürgermeister
Georg Kronawitter zurückblättern, den
man (und seine Parteifreunde besonders
gern) „Kronawichtel“ nannte. In der Konta-
minationssache Merkel/Macron ist bereits
das mit Macrons Namen beginnende Kof-
ferwort „Macrel“ aufgetaucht, das im Deut-
schen wegen seines Anklangs an „Makre-
le“ gut ankommen könnte. Im Französi-
schen gibt das sehr ähnlich klingende Wort
maquerelle. Und was heißt das? Das heißt
Puffmutter. Zum letzten Mal: Oh, là, là!
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München/Peking – In China soll das mit
Abstand größte Chemieunternehmen der
Welt entstehen. Derzeit verhandeln Insi-
dern zufolge die beiden Konzerne Sino-
chem und Chem-China eine Fusion. Ge-
meinsam kämen sie auf einen Jahresum-
satz von etwa 100 Milliarden Dollar – das
wäre deutlich mehr als BASF; die Deut-
schen sind bislang der weltweite Marktfüh-
rer. Treibende Kraft hinter der Transakti-
on sei die Regierung in Peking, berichtet
die Financial Times. Die Fusion der beiden
Staatsunternehmen soll im kommenden
Jahr umgesetzt werden.

In der Chemiebranche hat es zuletzt
mehrere aufsehenerregende Fusionen ge-
geben. So gehen die beiden US-Konzerne
Dow Chemical und Dupont zusammen, die
EU-Kommission in Brüssel hat die Fusion

unter Auflagen genehmigt. Der deutsche
Bayer-Konzern will den umstrittenen ame-
rikanischen Saatguthersteller Monsanto
für 66 Milliarden Dollar übernehmen.
Chem-China selbst kauft derzeit den
Schweizer Agrarkonzern Syngenta für
43 Milliarden Dollar. Ein Zusammen-
schluss von Sinochem und Chem-China
würde all das aber in den Schatten stellen.

Schon länger hatte es Spekulationen
über eine Fusion der beiden Staatsunter-
nehmen gegeben, die Konzerne hatten et-
waige Pläne bislang jedoch stets zurückge-
wiesen. Offenbar wollte man in Peking erst
abwarten, bis alle notwendigen Genehmi-
gungen für den Kauf von Syngenta vorlie-
gen. Eine vorzeitige Fusion von Chem-Chi-
na und Sinochem hätte womöglich zu ei-
nem Scheitern der Syngenta-Übernahme

führen können. Im schlimmsten Fall hätte
Peking eine Vertragsstrafe von drei Milliar-
den Dollar in die Schweiz überweisen müs-
sen. Nun haben die Syngenta-Aktionäre
das Angebot angenommen, bis zum 7. Juni
soll der Zukauf abgeschlossen sein. Es ist
die größte Auslandsübernahme eines
chinesischen Unternehmens.

Die Führung in Peking hat in den vergan-
genen Jahren mehrere große Fusionen
durchgedrückt. Entstanden sind so etwa
die Reederei Cosco oder der weltgrößte
Zughersteller CNR-CSR, mit deutlichem
Abstand vor Siemens oder Alstom. Auch in
der Stahlbranche gab es Zusammenschlüs-
se. Die Volksrepublik arbeitet offen daran,
in etlichen Industriebereichen die Welt-
marktführerschaft zu erreichen. Neben
der Bahntechnik will China auch bei Elek-

troautos, der Medizintechnik und in der
Pharma- und Chemieindustrie künftig füh-
rend sein. In der vergangenen Woche absol-
vierte zudem das erste große, in China ge-
baute Verkehrsflugzeug seinen Jungfern-
flug. Damit wollen die Chinesen gegen Air-
bus und Boeing antreten.

Viele der Fusionen werden nicht nur
zum Senken der Kosten vorangetrieben,
sondern auch, um künftig nicht mehrere
staatliche Anbieter zu haben, die sich ge-
genseitig Konkurrenz machen. Zudem
geht es um kartellrechtliche Bedenken: Da
die meisten Staatskonzerne bislang nur
wenig im Ausland aktiv sind, können die
Wettbewerbsbehörden in Europa und den
USA die Fusionen nicht verhindern. In ein
paar Jahren wäre das möglicherweise aber
anders. c. busse, c. giesen � Seite 4

Kiel – Nach der Landtagswahl in Schleswig-
Holstein setzen die Nord-Grünen auf die
Bildung einer klassischen Ampel-Koaliti-
on mit SPD und FDP. „Bei uns in der Frakti-
on gibt es keine Stimmen pro Jamaika“,
sagte Fraktionschefin Eka von Kalben am
Dienstag am Rande einer Fraktionssitzung
mit Blick auf ein gemeinsames Bündnis
mit CDU und FDP. Die FDP schließt eine
Ampel unter Führung von Torsten Albig
(SPD) aus. sz � Seite 5

Ramallah – Palästinenserpräsident Mah-
mud Abbas empfängt in zwei Wochen Do-
nald Trump in den Palästinensergebieten.
Er habe dem US-Präsidenten versichert,
dass er bereit sei, den israelischen Regie-
rungschef Benjamin Netanjahu unter
Trumps „Schirmherrschaft zu treffen, um
Frieden zu schließen“, sagte Abbas. Im Nah-
ost-Friedensprozess herrscht seit Jahren
Stillstand. Der letzte Vermittlungsversuch
der USA war 2014 gescheitert. sz � Seite 8

Berlin – Im Bundestag wird ein Spielzim-
mer für Kinder von Abgeordneten einge-
richtet. Wenn im Plenum spätabends de-
battiert oder abgestimmt wird, betreuen
Erzieher darin von 17 bis 21 Uhr den Nach-
wuchs. Die Vizepräsidenten des Bundesta-
ges haben dafür ihr Zimmer neben dem Ple-
narsaal aufgegeben. Donnerstag nächster
Woche startet der Testlauf. Die Initiative
„Eltern in der Politik“ hatte sich für das
Spielzimmer eingesetzt. from  � Seite 5

Karlsruhe – Bausparkassen dürfen keine
Kontogebühren verlangen – zumindest
von dem Zeitpunkt an, da der Kunde nicht
mehr anspart, sondern sein Darlehen ab-
ruft. Das hat der Bundesgerichtshof am
Dienstag entschieden. Verbraucherschüt-
zer hatten gegen die Bausparkasse Bade-
nia geklagt, weil deren Gebühren die Kun-
den benachteiligten. Betroffene Bausparer
können nun ihre gezahlten Kontogebüh-
ren zurückverlangen. sz � Wirtschaft

„Praktisch und diskret“, „mit vielen mög-
lichen Vorteilen für den Anwender“ – die
Beschreibung der Weltgesundheitsorga-
nisation WHO klingt ein wenig so, als wür-
de hier ein Kosmetikprodukt vorgestellt.
Tatsächlich empfiehlt die Behörde mit
diesen Worten neuerdings einen HIV-
Test für den Hausgebrauch. In einigen
Ländern, darunter sind die USA und Groß-
britannien, ist es bereits jetzt möglich, in
der eigenen Wohnung zu erkunden, ob
man sich mit dem Erreger der Immun-
schwächekrankheit angesteckt hat. Nun
erwägt auch das Bundesgesundheits-
ministerium, solche Tests zuzulassen.

Deren Anwendung ist in der Tat recht
einfach. Voraussetzung ist, dass die mögli-
che Infektion mindestens acht Wochen zu-
rückliegt. Diese Zeit braucht der Organis-
mus, um jene Antikörper zu bilden, auf
die der Test reagiert. Ein wenig Speichel
oder ein Tropfen Blut genügen für die
Heimdiagnose, nach etwa 15 bis 30 Minu-

ten kann das Ergebnis abgelesen werden.
„Das funktioniert im Prinzip nicht viel an-
ders als ein Schwangerschaftstest“, sagt
Hans Jäger, der in München eine Schwer-
punktpraxis für HIV-Infizierte betreibt.

Ein wenig komplizierter ist dafür der
Umgang mit dem Ergebnis. Ein negativer
Befund bedeutet zwar Entwarnung. Ein
positives Ergebnis dagegen heißt nicht
zwangsläufig, dass sich der Anwender
infiziert hat. Um eine endgültige Diagno-
se zu bekommen, muss er sich beim Arzt
einem exakteren Test unterziehen.

Hinzu kommt die Frage, wie man mit
dem Hinweis auf eine schwere Erkran-
kung umgeht, wenn man damit allein auf
der heimischen Couch sitzt. Ist die Situati-
on psychisch nicht zu belastend? Jäger

begegnet in seiner Praxis immer wieder
Patienten, die sich den Test im Ausland
oder über das Internet besorgt haben. Er
beobachtet bei ihnen, dass ein positives
Ergebnis längst keine Panik mehr aus-
löst. Auch die deutsche Aids-Hilfe hat ihre
früheren Bedenken revidiert. Sie verweist
auf die Erfahrungen aus anderen Län-
dern: Berichte über psychische Krisen
angesichts des Testergebnisses habe es
dort nicht gegeben. Als Hilfsangebot
könnten zudem die Telefonnummern
seriöser Beratungsstellen auf die Testpa-
ckungen gedruckt werden.

Eine HIV-Infektion ist heute kein To-
desurteil mehr. Mit modernen Medika-
menten haben die Patienten eine annä-
hernd normale Lebenserwartung. „Sie ste-

cken auch niemanden mehr an, wenn sie
die Medikamente regelmäßig nehmen“,
sagt Jäger. Doch um die rettenden Mittel
zu erhalten, müssen die Patienten erst ein-
mal wissen, dass sie infiziert sind. Nach
Schätzungen des Robert-Koch-Instituts
leben in Deutschland derzeit etwa 85 000
Männer und Frauen mit dem Virus; mehr
als 12 000 von ihnen könnten keine Ah-
nung von der Infektion haben.

Doch selbst in den Arztpraxen werde
viel zu selten getestet oder auch nur über
HIV gesprochen, sagt Jäger. Und wenn
schon der Arzt das Thema scheut, wird
der Patient nicht unbedingt offensiv
einen HIV-Test einfordern. Vor diesem
Hintergrund hält der Mediziner den Heim-
test für eine sinnvolle Ergänzung zu den
bereits jetzt bestehenden Diagnosemög-
lichkeiten in Praxen und Gesundheits-
ämtern. Mehr noch, sagt Jäger: „Die Über-
legungen des Ministeriums sind überfäl-
lig“. berit uhlmann

Seine erste Rede im Ausland als Ex-Präsident hat Barack Obama (hier beim Verlassen seines Hotels) in Mailand gehalten. Er war Eh-
rengast bei „Seeds & Chips“, einem internationalen Kongress zur Förderung gesunder Ernährung – ein Anliegen, das Obama wäh-
rend seiner Amtszeit besonders am Herzen lag. Vor wenigen Tagen hatte er für einen Redeauftritt an der Wall Street 400 000 Dollar
erhalten. Ob auch die Mailänder Ansprache bezahlt ist, war zunächst unklar. FOTO: BAZZI/EPA/REX/SHUTTERSTOCK � Wirtschaft

von christoph hickmann
und georg mascolo

Berlin – Der Fall des terrorverdächtigen
rechtsextremen Bundeswehroffiziers wei-
tet sich aus. Die Ermittler nahmen am
Dienstag einen weiteren Soldaten fest. Die
Bundesanwaltschaft verdächtigt ihn, ge-
meinsam mit dem vor knapp zwei Wochen
festgenommenen Oberleutnant und ei-
nem ebenfalls inhaftierten mutmaßlichen
Komplizen Anschläge auf Politiker und
weitere Personen geplant zu haben, um
dann den Verdacht auf Flüchtlinge zu len-
ken. Der Ermittlungsrichter des Bundesge-
richtshofs ordnete Untersuchungshaft an.

Nach Informationen von Süddeutscher
Zeitung, NDR und WDR hatte der Militäri-
sche Abschirmdienst (MAD) im Jahr 2015
schon einmal gegen den nun festgenom-

menen Maximilian T. ermittelt. Damals
sollte er laut Ermittlerkreisen beim Be-
such eines Clubs einen Gesprächspartner
zu Aktivitäten gegen Flüchtlinge ermun-
tert haben. Der Vorfall wurde gemeldet,
der MAD nahm Ermittlungen auf, stieß
aber offenbar auf keine weiteren Anhalts-
punkte, die den Verdacht erhärteten. So
stand Aussage gegen Aussage, zudem sei-
en die Beteiligten stark alkoholisiert gewe-
sen, hieß es. Die Akte wurde geschlossen.

Nun steht die Frage im Raum, wie groß
die Gruppe möglicher Gesinnungsgenos-
sen innerhalb der Truppe ist. Bislang ermit-
telt die Bundesanwaltschaft allerdings
nicht wegen Bildung einer terroristischen
Vereinigung, sondern wegen der Vorberei-
tung einer schweren staatsgefährdenden
Gewalttat. Nach Erkenntnissen der Bun-
desanwaltschaft plante das Trio Anschläge

auf Personen, „die sich für eine aus Sicht
der Beschuldigten verfehlte Politik in Aus-
länder- und Flüchtlingsangelegenheiten
engagieren“. Mögliche Opfer hatten die Ver-
dächtigen auf einer Liste notiert, auf der
sich unter anderem Justizminister Heiko
Maas (SPD) und der ehemalige Bundesprä-
sident Joachim Gauck befanden.

Die Ausführung sollte laut Bundesan-
waltschaft der vor knapp zwei Wochen fest-
genommene Oberleutnant Franco A. über-
nehmen. Um den Verdacht auf Flüchtlinge
zu lenken, habe er sich eine zweite Identi-
tät als syrischer Asylbewerber zugelegt. In
dieser Rolle bezog er Leistungen, die er
„zum Teil bei den örtlichen Behörden per-
sönlich abholte“, so die Ermittler. Zum Teil
soll Maximilian T. die Abwesenheiten von
Franco A. gedeckt haben, indem er ihn bei
Vorgesetzten entschuldigte. Einer der bei-

den Soldaten soll eine Beziehung mit der
Schwester des anderen geführt haben.

Bei dem ebenfalls vor knapp zwei Wo-
chen festgenommenen Studenten Mathias
F. hatten die Ermittler unter anderem 1000
Schuss Munition gefunden, die zum größ-
ten Teil aus Bundeswehrbeständen stam-
men. Dazu passt die Zeugenaussage eines
Soldaten aus Augustdorf. Demnach hat ein
Offizier der Einheit angegeben, dass er von
einer Gruppe von Soldaten wisse, die Waf-
fen und Munition beiseiteschaffen wür-
den, um im Fall eines Bürgerkriegs auf der
vermeintlich richtigen Seite zu kämpfen.
Hierbei bezog er sich auf den Standort Ill-
kirch, wo sowohl A. als auch T. stationiert
waren. Allerdings passt die Munition bis-
lang nicht zu der Waffe, die sie sich laut
Bundesanwaltschaft „zur Vorbereitung
des Angriffs“ beschafften. � Seite 4
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Abbas bereit zu
Treffen mit Netanjahu

Berlin – Die Bundesregierung will die
Sanktionen gegen Nordkorea verschärfen.
Grund seien „die permanenten nuklearen
Drohgebärden, die uns große Sorgen ma-
chen“, erklärte das Auswärtige Amt. Nach
Informationen von Süddeutscher Zeitung,
NDR und WDR zielen die Sanktionen dar-
auf ab, der Botschaft Pjöngjangs in Berlin
das Erwirtschaften von Devisen zu untersa-
gen. Das Auswärtige Amt stimmt derzeit
mit dem Kanzleramt, dem Justiz- und Wirt-
schaftsministerium entsprechende Maß-
nahmen ab. Es wird erwartet, dass diese
bald umgesetzt werden. Konkret soll der
Betrieb eines Hostels und eines Kongress-
zentrums untersagt werden, die seit Jah-
ren auf dem Gelände der nordkoreani-
schen Botschaft in der Mitte Berlins betrie-
ben werden. Die Botschaft hat diese offen-
bar im Jahr 2004 an zwei Betreiber vermie-
tet und soll so monatlich fünfstellige Beträ-
ge erzielen. Nordkoreanische Botschaften
spielen weltweit eine entscheidende Rolle,
die seit Jahren verhängten Finanzsanktio-
nen zu unterlaufen. col  � Seite 2

Dichte Wolken bringen im Nordosten noch
gebietsweise Regen. Im Westen und Süden
bleibt es trocken mit viel Sonnenschein.
Temperaturen von neun Grad an der Ost-
see bis 21 Grad am Oberrhein. � Seite 15
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Richter kippen Gebühren
für Bauspardarlehen

HIV-Test aus der Hausapotheke
Regierung erwägt, neues Diagnose-Verfahren zuzulassen

Ciao, Barack

Weiterer Soldat unter Terrorverdacht
Bundesanwaltschaft nimmt Bundeswehr-Kameraden von Oberleutnant Franco A. fest.

Gegen ihn ermittelte der MAD bereits 2015, doch die Akte wurde geschlossen
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China plant weltgrößten Chemiekonzern
Peking will zwei Staatsunternehmen verschmelzen und so den bisherigen Marktführer BASF beim Umsatz weit übertreffen
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Ich bin schön: Die Revolte gegen weiblichen Selbsthass � Feuilleton

Sanktionen
gegen Nordkorea

Bundesregierung will Betrieb
eines Hostels in Berlin untersagen

(SZ) Oh, là, là und abermals oh, là, là! Un-
abhängig davon, ob die Franzosen, unsere
lieben Nachbarn, den Vorgang auch so oh-
là-là-mäßig finden, sind wir überwältigt
davon, wie schnell und schwer witzig die
Medien auf die Tatsache reagiert haben,
dass Bundeskanzlerin Angela Merkel und
Emmanuel Macron unmittelbar nach des-
sen Wahlsieg telefonierten und „den Geist
der traditionell engen deutsch-französi-
schen Freundschaft“ (Regierungssprecher
Seibert) aus der Flasche ließen. Die Hörer
waren noch nicht richtig aufgelegt, als die
Leute schon drangingen, die Namen Mer-
kel und Macron danach abzuklopfen, ob
sich daraus ein Kofferwort nach Art von
„Merkozy“ bilden ließe. Darin waren Mer-
kel und Sarkozy symbiotisch vereint, und
die Konkurrenzwörter „Sarkel“ und „Sar-
kokel“ hatten dagegen nicht die kleinste
Chance. Noch ist der aktuelle Verschmel-
zungsvorgang nicht abgeschlossen, noch
die Glocke nicht gegossen, aber dass es auf
„Mercron“ hinauslaufen könnte, nimmt
man allgemein stark an. Die Kritik daran
ist freilich ebenfalls schon hellwach. Man
findet, dass das vorangestellte „Mer-“ ge-
eignet sei, die deutsche Dominanz in Euro-
pa zu stärken. Anerkannt wird, dass das
„c“ in der Wortmitte, ein originäres Ele-
ment aus dem Namen „Macron“, das „k“ in
„Merkel“ wohltätig französisiere und inso-
fern als ein neues Friedens- und Freund-
schaftszeichen einzuschätzen sei.

Den Prozess, der Kofferwörter hervor-
bringt, nennen die Fachleute Kontaminati-
on. Das klingt gefährlicher, als es ist, mag
es gleich für die Sprache nicht ganz unge-
fährlich sein, wenn sich in ihr ständig die
bizarrsten Wortgewitter entladen. Hein-
rich Heine hat mit seinem legendären Ad-
verb „famillionär“ das Tor zu derlei Wort-
spielen weit aufgestoßen, Richard Wagner
ist mit dem „Meisterstückwerk“ hindurch-
geschritten, und wer sich nicht festlegen
will, hat dafür mit „jein“ eine Wendung zur
Hand, die lächelnd akzeptiert wird. In der
Werbung hat man, wen wundert’s, ein be-
sonders starkes Faible für aufmerksam-
keitserregende, den „Fairkauf“ fördernde
Kofferwörter, ein Faible, das bei Friseuren
mehr als bei anderen vorherrscht: „Haar-
mony“, „Wellkamm“, „Vorhair & Nachhair“
und so fort. Und dann natürlich „Brange-
lina“ für Brad Pitt und Angelina Jolie, gott-
lob haben die zwei sich getrennt.

Zu diesbezüglichem Spitzenspott reicht
es in der Politik selten, da muss man bis zu
Münchens früherem Oberbürgermeister
Georg Kronawitter zurückblättern, den
man (und seine Parteifreunde besonders
gern) „Kronawichtel“ nannte. In der Konta-
minationssache Merkel/Macron ist bereits
das mit Macrons Namen beginnende Kof-
ferwort „Macrel“ aufgetaucht, das im Deut-
schen wegen seines Anklangs an „Makre-
le“ gut ankommen könnte. Im Französi-
schen gibt das sehr ähnlich klingende Wort
maquerelle. Und was heißt das? Das heißt
Puffmutter. Zum letzten Mal: Oh, là, là!
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